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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zollgesetzes (Viertes Zolländerungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 529) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes und der Ver- 
brauchsteuergesetze vom 23. Mai 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 317) und des Dritten Zoll- 
änderungsgesetzes vom 9. August 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 735) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechts Verordnung Ab- 
weichungen der Seezollgrenze von der je- 
weiligen Strandlinie und die Seezollgrenze 
an den Flußmündungen zu bestimmen.“ 

2. In § 4 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Ober- 
finanzpräsident“ durch „Bundesminister 
der Finanzen“ ersetzt und folgender Satz 
angefügt: 

„Er kann diese Ermächtigung durch Redits- 
verordnung auf die Oberfinanzdirektion 
übertragen.“ 

3. In § 5 Abs. 2 

a) erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Durch Rechtsverordnung kann der 
Bundesminister der Finanzen den Um- 
fang von Freihäfen ändern und Bin- 
nengewässer und Wege längs der Ho- 
heitsgrenze (Absatz 1 Nr. 4) zu Zoll- 
ausschlüssen erklären.“; 

b) wird Satz 3 gestrichen. 

4. In § 8 werden die Worte „durch Vernich- 
ten unter Zollaufsicht (§ 17),“ gestrichen 
und hinter „Untergang“ die Worte „und 
Vernichten“ eingefügt. 


5. § 9 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung weitere Ausnah- 
men zulassen und dabei bestimmen, daß in 
einzelnen Fällen Ausnahmen auch Im Ver- 
waltungswege zugelassen werden können.“ 

6. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort 
„Oberfinanzpräsident“ durch „Bundesmi- 
nister der Finanzen“ ersetzt und folgender 
Satz angefügt: 

„Er kann diese Ermächtigung durch Rechts- 
verordnung auf die Oberfinanzdirektion 
übertragen.“ 

7. In § 11 Abs. 1 treten an die Stelle des 
Satzes 2 folgende Sätze 2 und 3: 

„Ausnahmen bestimmt der Bundesminister 
der Finanzen Im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr durch Rechts- 
verordnung. Er kann dabei bestimmen, 
daß in einzelnen Fällen Ausnahmen audi 
Im Verwaltungswege zugelassen werden 
können.“ 

8. In § 12 Abs. 2 

a) erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung weitere 
Befreiungen zulassen und dabei be- 
stimmen, daß in einzelnen Fällen Be- 
freiungen auch im Verwaltungswege 
zugelassen werden können.“; 

b) wird Satz 3 gestrichen. 

9. In § 13 Abs. 1 treten an die Stelle des 
Satzes 2 folgende Sätze 2 und 3: 

„Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Wa- 
ren von der Gestellung zu befreien (§ 6 
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Abs, 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 1) und die nä- 
heren Einzelheiten zu regeln. Er kann da- 
bei die Ermächtigung für bestimmte Fälle 
auf die Oberfinanzdirektion übertragen 
und bestimmen, daß für einzelne Personen 
oder Betriebe die Befreiung im Verwal- 
tungswege entzogen oder eingeschränkt 
werden kann."‘ 

10. In § 14 erhält 

a) die Überschrift folgenden Zusatz: 

„ , Verkehrsverbote"; 

b) Absatz 3 folgende Fassung: 

„(3) Eingehende Schiffe, die noch 
nicht überholt sind, und ausgehende 
Schiffe, die bereits zum Ausgang abge- 
fertigt sind, dürfen nicht mit anderen 
Fahrzeugen oder mit dem Land in Ver- 
bindung treten. Der Bundesminister 
der Finanzen kann durch Rechtsver- 
ordnung Ausnahmen zulassen und da- 
bei bestimmen, daß in einzelnen Fällen 
Ausnahmen auch im Verwaltungswege 
zugelassen werden können." 

11. In § 16 

a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Zollgut darf nach näherer Be- 
stimmung befördert, gelagert, veredelt 
oder verwendet werden. Zollagerung, 
Zollveredelung und Zollverwendung 
bedürfen einer besonderen Zulassung. 
Die nähere Bestimmung trifft der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung." ; 

b) wird dem Absatz 3 folgender Satz 4 
angefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann allgemein durch Rechtsverord- 
nung, in einzelnen Fällen auch Im Ver- 
waltungswege, eine weitergehende Be- 
handlung des Zollguts in Lagern zu- 
lassen." 

12. In § 21 

a) werden in Absatz 1 Satz 1 hinter dem 
Wort „halten," die Worte „sich über 
seine Person auszuweisen," eingefügt; 

b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Finan- 
zen kann zur Erschwerung des Schmug- 
gels durch Rechtsverordnung anordnen, 
daß Schiffe mit zollbaren Waren sich 
dem Strand oder Ufer nur bis auf be- 
stimmte Entfernung nähern dürfen." 


13. In § 23 

a) wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der Handel mit unverzolltem 
Schiffsbedarf darf nur mit schriftlicher 
Erlaubnis des Hauptzollamts betrieben 
werden; das Hauptzollamt kann die 
Erlaubnis versagen oder widerrufen, 
wenn der Betriebsinhaber oder in sei- 
nem Betriebe beschäftigte Personen 
wegen Steuerstraftaten oder Zuwider- 
handlungen gegen die Einfuhr-, Aus- 
fuhr- oder Durchfuhrverbote rechts- 
kräftig bestraft sind. Die Zollüberwa- 
chung dieses Handels regelt der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. Er kann dabei zur Ver- 
hinderung der Verkürzung von Zoll- 
einnahmen die Abgabe und den Bezug 
unverzollter Waren als Schiffsbedarf 
einschränken und für bestimmte Fälle 
untersagen."; 

b) werden In dem bisherigen Absatz 2 die 
Worte „Der Oberfinanzpräsident kann" 
ersetzt durch „Der Bundesminister der 
Finanzen kann durch Rechtsverord- 
nung"; 

c) wird dem bisherigen Absatz 3 folgen- 
der Satz angefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann die Ermächtigung nach Absatz 3 
durch Rechtsverordnung auf die Ober- 
finanzdirektion übertragen."; 

d) wird der bisherige Absatz 2 als Ab- 
satz 3 und der bisherige Absatz 3 als 
Absatz 4 bezeichnet; 

e) wird In dem bisherigen Absatz 3 die 
Zahl „2" hinter „Absatz" durch die 
Zahl „3" ersetzt. 

14. In § 24 

a) werden in Absatz 1 die Worte „Der 
Oberfinanzpräsident kann" ersetzt 
durch „Der Bundesminister der Finan- 
zen kann durch Rechtsverordnung"; 

b) wird in Absatz 1 Nr. 1 in den Klam- 
merhinweis an Stelle von „Absatz 2“ 
„Abs. 3" gesetzt; 

c) wird dem Absatz 2 folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann die Ermächtigung nach Absatz 1 
durch Rechtsverordnung auf die Ober- 
flnanzdlrektion übertragen." 
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15. In § 26 

a) werden in den Absätzen 1 und 3 die 
Worte „Der Oberfinanzpräsident kann“ 
jeweils ersetzt durch „Der Bundesmi- 
nister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung“ ; 

b) wird den Absätzen 1 und 3 jeweils fol- 
gender Satz angefügt: 

„Er kann diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die Oberfinanz- 
direktion übertragen.“; 

c) werden in Absatz 2 Satz 1 hinter dem 
Wort „halten,“ die Worte „sich über 
ihre Person auszuweisen,“ eingefügt. 

16. In § 29 erhält Absatz 1 Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Waren dürfen unbeschadet polizeilicher 
oder anderer Vorschriften ein-, aus- und 
umgeladen, gelagert, umgepackt, umge- 
füllt, geteilt, gesondert und jeder sonstigen 
bei einer Zollagerung zulässigen Behand- 
lung unterworfen werden.“ 

17. In § 30 

a) erhält in Absatz 1 der Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Schiffe dürfen unbeschränkt gebaut, 
ausgebessert, ausgerüstet und abge- 
wrackt werden.“; 

b) werden in Absatz 2 Satz 2 die Worte 
„Reichsminister der Finanzen“ ersetzt 
durch „Bundesminister der Finanzen 
durch Rechts Verordnung“. 

18. In § 31 werden dem Absatz 3 folgende 
Sätze 2 und 3 angefügt: 

„Die Zollüberwachung dieses FFandels re- 
gelt der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung. Er kann dabei 
zur Verhinderung der Verkürzung von 
Zolleinnahmen die Abgabe und den Bezug 
unverzollter Waren als Schiffsbedarf ein- 
schränken und für bestimmte Fälle unter- 
sagen.“ 

19. § 34 erhält folgende Fassung: 

4 34 

Verkehrsbeschränkungen 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
in den nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 ausgeschlos- 
senen Landgebieten zur Sicherung des Wa- 


renverkehrs über die Zollgrenze und zur 
Verhinderung einer mißbräuchlichen Aus- 
nutzung des Zollausschlusses unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse 
des Zollgebiets und der ausgeschlossenen 
Landgebiete durch Rcchtsverordnung die 
Beförderung, Lagerung, Veredelung und 
Verwendung von unverzollten Waren Be- 
schränkungen unterwerfen und Betriebe, 
die gewerbsmäßig unverzollte Waren be- 
fördern, lagern, veredeln oder verwenden, 
unter Zollaufsicht stellen, insbesondere die 
Inhaber zur Buchführung verpflichten.“ 

20. In § 36 Abs. 1 werden die Worte „Der 
Reichsminister der Finanzen kann“ ersetzt 
durch „Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung“. 

21. § 38 erhält folgende Fassung: 

4 38 

Verkehrsbeschränkungen 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Erschwerung des Schmuggels und zur 
Verhinderung einer mißbräuchlichen Aus- 
nutzung des Zollausschlusses durch Rechts- 
verordnung die Beförderung, Lagerung, 
Veredelung und Verwendung von unver- 
zollten Waren auf der Insel FFelgoland 
Beschränkungen unterwerfen und Betriebe 
in diesem Gebiet, die gewerbsmäßig un- 
verzollte Waren befördern, lagern, ver- 
edeln oder verwenden, unter Zollaufsicht 
stellen, insbesondere die Inhaber zur Buch- 
führung verpflichten.“ 

22. In § 39 

a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Der Aufbau der Zollverwaltung 
richtet sich nach dem Finanz Verwal- 
tungsgesetz.“; 

b) wird in Absatz 2 der Satz 1 gestrichen; 

c) erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Der Grenzabfertigungsdienst 
und der Grenzaufsichtsdienst bilden 
den Zollgrenzdienst. Zum Grenzauf- 
sichtsdienst gehören 

1. die Amtsträger der Zollaufsicht an 
der Grenze, 

2. ihre Vorgesetzten, wenn sie im Zoll- 
grenzbezirk dienstlich tätig sind. 
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3. die Amtsträger der Grenzzollstellen, 
Zollansageposten und des Zollfahn- 
dungsdienstes, wenn sie im Grenz- 
aufsichtsdienst tätig werden.“ 

23. In § 40 werden 

a) ln Absatz 1 Satz 1 die Worte „Reichs- 
minister der Finanzen“ ersetzt durch 
„Bundesminister der Finanzen durch 
Verwaltungsvorschrift“ ; 

b) in Absatz 1 Satz 2 hinter „kann“ die 
Worte „durch Verwaltungs Vorschrift“ 
eingefügt; 

c) in Absatz 2 die Worte „Der Ober- 
finanzpräsident setzt“ ersetzt durch 
„Durch Verwaltungsvorschrift setzt die 
Oberfinanzdirektion“ . 

24. Tn § 51 wird folgender Satz 1 eingefügt: 
„Wird wertzollbares Strandgut öffentlich 
versteigert, so gilt der VersteigerungserlÜs 
nach Abzug der darin enthaltenen Ein- 
gangsabgaben als Zollwert.“ 

25. § 58 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Zollschuld bemißt sich für Zoll- 
gut nach den Zollvorschriften, die im Zeit- 
punkt des Antrags auf Abfertigung des 
gestellten und angemeldeten Zollguts zum 
freien Verkehr oder zu einem Zollvor- 
merkverkehr gelten. Für Zollgut, das 
während eines bestimmten Zeitraums im 
Jahr einem ermäßigten Zollsatz unterliegt 
und das im Anschluß an ein Zollanwei- 
sungsverfahren zum freien Verkehr oder 
zu einem Zollvormcrk verkehr abgefertigt 
wird, bemißt sich die Zollschuld nach dem 
ermäßigten Zollsatz, wenn im Zeitpunkt 
des Antrags auf Zollanweisung der ermä- 
ßigte Zollsatz gegolten hat. Für ausfuhr- 
zollbare Waren bemißt sich die Zollschuld 
nach den Zollvorschriften, die im Zeit- 
punkt des Antrags auf Abfertigung der 
gestellten und angemeldeten Waren zur 
Ausfuhr, zu einem Zollverkehr oder zum 
Zwischenauslandsverkehr gelten.“ 

26. In § 61 Abs. 2 werden die Worte „Reichs- 
minister der Finanzen kann“ ersetzt durch 
„Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung“. 

27. In § 62 Abs. 6 wird hinter „Bundesmini- 
ster der Finanzen“ eingefügt „durch 
Rechts Verordnung“. 


28. In § 64 Satz 2 werden die Worte „Reichs- 
minister der Finanzen“ ersetzt durch „Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung“. 

29. In § 65 

a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Zahlungsaufschub (Reichsabga- 
benordnung § 129) kann für Zölle nur 
auf längstens drei Monate gewährt 
werden.“; 

b) wird in Absatz 2 Satz 1 und 2 jeweils 
hinter „kann“ „durch Rechtsverord- 
nung“ eingesetzt und das Wort „Reichs- 
minister“ in Satz 1 durch „Bundes- 
minister“ ersetzt. 

30. § 66 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zollbeträge von weniger als fünfzig 
Pfennig werden nicht, höhere Zollbeträge 
nur, soweit sie durch zehn teilbar sind, 
unter Weglassung der überschießenden 
Pfennige erhoben. Der Bundesministcr der 
Finanzen kann durch Rechts Verordnung 
Abweichungen hiervon bestimmen.“ 

31. In § 67 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Auf Antrag des Zollbeteiligten kann die 
Zollschuld für zum freien Verkehr abge- 
fertigte Waren auf die Zollstelle des 
Wohn- oder Geschäftssitzes des Empfän- 
gers durch Zollschuld-Überweisungsschein 
überwiesen werden, wenn sich diese Zoll- 
stelle im Geltungsbereich des Zolltarifs 
(§ 108 Abs. 1) befindet und die Zoll- 
schuld mindestens 200 Deutsche Mark be- 
trägt.“ 

32. In § 68 Abs. 2 erhält der letzte Satz fol- 
gende Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechts Verordnung Ausnahmen zu- 
lassen und dabei bestimmen, daß in ein- 
zelnen Fällen Ausnahmen auch im Ver- 
waltungswege zugelassen werden können.“ 

33. In § 69 Abs. 1 werden die Worte „des 
Reichsministers der Finanzen“ gestrichen. 

34. In § 69 Abs. 1 Nr. 10 werden die Worte 
„im Deutschen Reich“ ersetzt durch „in 
der Bundesrepublik Deutschland“. 



35. Hinter § 69 Abs. 1 Nr. 14 wird folgende 
Nummer 15 eingefügt: 

„15. von Liebesgaben, die an zugelassene 
Organisationen der freien Wohlfahrts- 
pflege oder an Organe der öffentli- 
chen Verwaltung zur unentgeltlichen 
Verteilung an Bedürftige eingehen, 
wenn die Liebesgaben dem angemes- 
senen Bedarf entsprechend verteilt 
und von den Empfängern selbst oder 
in ihrem Haushalt oder Betrieb ver- 
wendet werden,“. 

36. In § 69 Abs. 1 Nr. 17 wird der Beistrich 
am Schluß durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgendes angefügt: 

„von Büchern, Musiknoten und periodi- 
schen Druckschriften, die für Büchereien, 
Wissenschaftler oder Autoren oder zur 
Besprechung aus dem Zollausland ein- 
gehen, unentgeltlich geliefert werden und 
nicht zum Verkauf bestimmt sind,“. 

37. In § 69 Abs. 1 Nr. 24 a wird der Beistrich 
am Schluß durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgendes angefügt: 

„von technischen Zeichnungen, Planpau- 
sen, Beschreibungen technischen Inhalts 
und ähnlichen Unterlagen, die zur Erlan- 
gung oder Ausführung von Auslandsauf- 
trägen oder zur Anmeldung von Patenten 
aus dem Zollausland eingehen,“. 

38. In § 69 Abs. 1 wird hinter Nummer 24 a 
folgende Nummer 24 b eingefügt: 

„24 b. von Akten, Urkunden, Manuskrip- 
ten und Korrekturbogen; von Pho- 
tographien in Einzelsendungen, die 
nicht mehr als drei Abzüge je pho- 
tographischer Aufnahme enthalten; 
von gültigen Zahlungsmitteln; von 
Wertpapieren mit Ausnahme sol- 
cher, die auf deutsche Währung 
lauten, im Zollausland gedruckt 
und zur Ausgabe im Geltungsbe- 
reich des Zolltarifs (§ 108 Abs. 1) 
bestimmt sind,“. 

39. In § 69 Abs. 1 Nr. 25 wird der Beistrich 
am Schluß durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgendes angefügt: 

„von Reiseandenken und gleichartigen 
Reisegeschenken, soweit ihr Zollwert ins- 
gesamt 50 Deutsche Mark nicht übersteigt 


und es sich nicht um Nahrungs- und Ge- 
nußmittel handelt,“. 

40. § 69 Abs. 1 Nr. 31 erhält folgende Fas- 
sung: 

„31. von Geschenken, 

a) die an Bedürftige oder durch 
Brand oder andere außergewöhn- 
liche Ereignisse in Not geratene 
natürliche Personen eingehen, 
wenn es sich um Lebensmittel 
oder um andere Waren einfa- 
cher Art handelt, die dem Be- 
darf des Empfängers entsprechen, 
von dem Empfänger selbst oder in 
seinem Haushalt verwendet wer- 
den, und wenn der Zollwert je 
Warensendung 200 Deutsche Mark 
nidit übersteigt, 

b) die an natürliche, durch Brand 
oder andere außergewöhnliche Er- 
eignisse in Not geratene Personen 
eingehen, wenn die Waren zur Be- 
seitigung des entstandenen Scha- 
dens bestimmt sind, von dem 
Empfänger selbst oder in seinem 
Haushalt, Betrieb oder Beruf ver- 
wendet werden, und wenn der 
Zollwert je Warensendung 5000 
Deutsche Mark nicht übersteigt, 

c) die innerhalb der Familie aus An- 
laß von Festen üblich sind, wenn 
die Waren von Verwandten ge- 
rader Linie, Ehegatten oder Ge- 
schwistern mit Wohnsitz im Zoll- 
ausland eingehen, von dem Emp- 
fänger selbst oder In seinem Haus- 
halt verwendet werden, und wenn 
der Zollwert je Warensendung 
200 Deutsche Mark nidit über- 
steigt,“. 

41. § 69 Abs. 1 Nr. 36 erhält folgende 
Fassung: 

„36. von Umschließungen, die mit den zu- 
gehörigen Waren In den freien Ver- 
kehr übergehen oder die sonst zum 
Verpacken von Zollgut dienen oder 
gedient haben, soweit nicht unange- 
messene Zollvorteile entstehen,“. 

42. In § 69 Abs. 1 erhält Nummer 37 fol- 
gende Fassung: 

„37. von Särgen mit Leichen, Urnen mit 
der Asche Verstorbener nebst den zu- 
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gehörigen Blumen, Kränzen und ähn- 
lichen Gegenständen zur Ausschmük- 
kung der Särge, Urnen und ihrer 
Beförderungsmittel; von aus dem 
Zollausland eingehenden Gegenstän- 
den zum Ausbau, zur Erhaltung und 
Ausschmückung von Gräbern fremder 
Krieger; von aus dem Zollausland 
eingehenden Blumen, Kränzen und 
ähnlichen Gegenständen, die dort 
wohnende Personen aus Anlaß von 
Bestattungen oder Totengedenktagen 
gewidmet haben; von Sarg- oder 
Grabschmuck, der für im Inland woh- 
nende Angehörige eines im Zollaus- 
land Verstorbenen als Andenken ein- 
geht,^ 

43. § 60 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Das Nähere zur Durchführung der 
vorstehenden Zollbefreiungen bestimmt 
der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. Er kann die Zoll- 
befreiungen gegenüber Staaten, die nicht 
Gegenredit üben, oder wenn sie zur Um- 
gehung des Zolls oder eines Einfuhrver- 
bots mißbraucht werden können, durch 
Redits Verordnung aufheben oder ein- 
schränken.“ 

44. § 70 erhält folgende Fassung: 

4 70 

Ausfuhrzoll 

(1) Ausfuhrzoll wird nach näherer Be- 
stimmung nicht erhoben 

1. von ausfuhrzollbaren Waren, die im 
freien Verkehr des Zollgebiets durch 
Veredelung von eingeführten nichtein- 
fuhrzollbaren Waren unter Zollüber- 
wachung gewonnen worden sind, 

2. von ausfuhrzollbaren Waren, die im 
Vorgriff zur Erlangung der Zollbe- 
freiung nach § 69 Abs. 1 Nr. 43 aus- 
geführt werden, 

3. von ausfuhrzollbaren Umschließungen, 
die mit den darin enthaltenen niditaus- 
fuhrzollbaren Waren des freien Ver- 
kehrs ausgeführt werden, 

4. von ausfuhrzollbaren Erzeugnissen sol- 
cher Grundstücke, die durch die Zoll- 
grenze von den zugehörigen Wohn- und 
Wirtschaftsgebäuden getrennt sind. 


5. von Abfällen ausfuhrzollbarer Waren, 
die bei einer zugelassenen Ausbesserung 
im Zollausland anfallen und im Zoll- 
ausland zurüdibleiben, 

6. mit besonderer Genehmigung von aus- 
fuhrzollbaren Waren, die auf deutschen 
Seeschiffen, in einem Zollausschluß oder 
in einem Zollager verbraucht oder 
dauernd gebraucht werden sollen, 

7. von ausfuhrzollbaren Waren, die von 
Behörden des Bundes oder der Länder 
in einem Strafverfahren auf Grund von 
zwisdienstaatlichen Vereinbarungen ei- 
ner ausländischen Behörde ausgeliefert 
werden. 

(2) Das Nähere zur Durchführung der 
vorstehenden Zollbefreiungen bestimmt 
der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. Er kann durch Rechts- 
verordnung die Zollbefreiungen aufheben 
oder einsdiränken, wenn sie zur Umge- 
hung des Zolls oder eines Ausfuhrverbots 
mißbraucht werden können. Die Ober- 
finanzdirektion kann die Zollbefreiungen 
nach Absatz 1 Nr. 1 und 4 im Verwal- 
tungswege Personen entziehen, die wegen 
Steuerstraftaten oder Zuwiderhandlungen 
gegen die Einfuhr-, Ausfuhr- oder Durch- 
fuhrverbote rechtskräftig bestraft sind.“ 

45. § 74 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Zollstelle lehnt den Zollantrag 
ab, wenn Verbote oder Beschränkungen 
für den Warenverkehr die Einfuhr, Aus- 
fuhr oder Durchfuhr der Ware nicht zu- 
lassen oder wenn die Voraussetzungen für 
den beantragten Zollverkehr nicht vorlie- 
gen. Zollanträge, die die Vorschriften über 
die sachliche Zuständigkeit, den Amtsplatz 
und die Amtsstunden nicht beachten, kön- 
nen zurückgewiesen werden. Die Ober- 
finanzdirektion kann, soweit bei einer 
Grenzzollstelle nach den örtlichen Verhält- 
nissen eine vorschriftsmäßige Abfertigung 
bestimmter Waren zum freien Verkehr 
nicht möglich ist, durch Verwaltungsvor- 
schrift anordnen, daß Zollanträge auf Ab- 
fertigung dieser Waren zum freien Ver- 
kehr bei diesen Zollstellen zurückgewiesen 
werden.“ 

46. In § 75 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Reichsminister der Finanzen“ ersetzt 
durch „Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung“, 
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47. § 76 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung Erleichte- 
rungen zulassen und dabei bestimmen, daß 
in einzelnen Fällen Erleichterungen auch 
im Verwaltungsv/ege zugelassen werden 
können.“ 

48. In § 77 werden die Worte „nach Bestim- 
mung des Reichsministers der Finanzen“ 
ersetzt durch „ , falls der Bundesminister 
der Finanzen dies durch Verwaltungsvor- 
schrift bestimmt,“. 

49. In § 80 erhalten die Absätze 2 und 3 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Die Zollbeschau umfaßt alle Teile 
der Warensendung. Sie kann auf Stich- 
proben beschränkt werden. Werden Gat- 
tung und wertmäßige Beschaffenheit einer 
Ware probeweise ermittelt, so wird ver- 
mutet, daß der nichtgeprüfte Teil der 
Ware dem geprüften Teil entspricht. 

(3) Die Warenmenge wird durch Wie- 
gen, Messen oder Zählen ermittelt. Sie 
kann, wenn eine solche Ermittlung nicht 
möglich oder mit größeren Schwierigkei- 
ten verbunden ist oder wenn dadurch 
Nachteile für die Ware zu befürchten sind, 
aus Urkunden, insbesondere aus kaufmän- 
nischen Büchern und ihren Belegen, ent- 
nommen oder, wenn auch dies nicht mög- 
lich ist, geschätzt werden.“ 

50. In § 86 wird dem Absatz 2 folgender 
Satz 2 angefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen zulas- 
sen und dabei bestimmen, daß in einzelnen 
Fällen Ausnahmen auch im Verwaltungs- 
wege zugelassen werden können.“ 

51. In § 89 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte 
„Reichsminister der Finanzen kann“ er- 
setzt durch „Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechts Verordnung“. 

52. In § 92 werden die Worte „Reichsminister 
der Finanzen“ ersetzt durch „Bundesmini- 
ster der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung“. 


53. § 100 erhält folgende Fassung: 

4 100 

Die näheren Vorschriften über das auf 
die Zollveredelung und Zollverwendung 
unter Zollraumverschluß oder unter Zoll- 
bewachung anzuwendende Zollverfahren 
erläßt der Bundesminister der Finanzen 
durch Rechts Verordnung.“ 

54. In § 101 erhalten die Absätze 2 und 3 
folgende Fassung: 

„(2) Für laufende Zollvormerkverkehre 
wird über das Zollgut eine Zollvormerk- 
rechnung geführt (Zollrechnungsgut), für 
einmalige ein Zollvormerkschein oder eine 
diesem gleichstehende Urkunde ausgestellt. 
Der Bundesminister der Finanzen regelt 
die Art der Zollvormerkung für den Zoll- 
sicherungsverkehr (§ 16 Abs. 5) und be- 
stimmt die Fälle, in denen der Zollan- 
spruch formlos vorgemerkt wird, durch 
Rechts Verordnung. 

(3) Die näheren Vorschriften über das 
Zoll vormerkverfahren erläßt der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung. Er kann dabei eine vorübergehende 
Entfernung des Zollguts aus dem unmittel- 
baren Besitz des Zollbeteiligten zulassen 
und anordnen, daß ein Zollvormerkver- 
kehr nur bewilligt wird, wenn der Antrag- 
steller vertrauenswürdig ist, kaufmänni- 
sche Bücher ordnungsgemäß führt, über ge- 
eignete Räume oder Plätze verfügt, und 
wenn nach den Betriebsverhältnissen des 
Antragstellers ein Bedürfnis für den Zoll- 
vormerk verkehr besteht.“ 

55. In der Überschrift vor § 104 (1. Abferti- 
gung zum Zwischenauslandsverkehr) wer- 
den hinter „Abfertigung“ die Worte „von 
Freigut“ eingefügt. Die Überschrift vor 
§ 105 (2. Abfertigung von Freigut zum 
Zollverkehr) erhält folgende Fassung: 

„2. Andere Abfertigungen von Freigut“. 

56. In § 105 Abs. 1 wird hinter „Zollverkehr“ 
eingefügt „oder aus sonstigen Gründen 
zollamtlich“. 

57. § 106 erhält folgende Fassung; 

4 106 

Die Bundesregierung kann zur Abwehr 
gefährlicher Krankheiten oder sonstiger 
Gefährdung des Lebens oder der Gesund- 
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heit von Menschen, Tieren und Pflanzen 
oder aus sicherheitspolizeilichen Gründen 
den Warenverkehr über die Hoheitsgrenze 
oder über die Zollgrenze durch Rechtsver- 
ordnung vorübergehend verbieten oder Be- 
schränkungen unterwerfen.“ 

58- In § 109 Abs. 1 wird am Schluß der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und fol- 
gende Nummer 6 angefügt: 

„6, Bestimmungen der zur Durchführung 
des Zollgesetzes erlassenen Verordnun- 
gen auch insoweit aufzuheben, als zu 
ihrem Erlaß im Zollgesetz keine Er- 
mächtigung enthalten ist.“ 

59. Es werden ersetzt 

a) in § 27 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 2, § 69 
Abs, 1 Nr. 11, 12, 16 (zweimal) und 
§ 73 das Wort „Reichs“ durch „Bun- 
des“; 

b) in § 5 Abs. 1 Nr. 2, in der Überschrift 
zu Abschnitt B Ziffer IV Nr. 2 im 
Ersten Teil (vor § 34) und in § 69 
Abs. 1 Nr. 3 das Wort „Reichsgebiets“ 
durch „Hoheitsgebiets“; 

c) in § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 4, 
in den Überschriften zu Abschnitt B 
Ziffer IV Nr. 2 und 3 im Ersten Teil 
(vor § 34 und § 35), in § 35, § 37 und 
§ 69 Abs. 1 Nr. 3 das Wort „Reichs- 
grenze“ durch „Hoheitsgrenze“; 

d) in § 5 Abs. 2 Satz 1 das Wort „Reichs- 
gesetzes“ durch „Gesetzes“; 

e) in § 15 Abs. 2, § 69 Abs. 1 Nr. 19, 
§ 93 Abs. 1 Satz 2, § 95 und § 97 das 
Wort „Reichsfinanzverwaltung“ durch 
„ Zollverwaltung“ ; 

f) in § 13 Abs. 1, § 19 Satz 1, § 21 Abs. 1 
Satz 1 und 3, § 22, § 26 Abs. 2 Satz 1 
und 2, § 35 Satz 1 und § 37 das Wort 
„Zollgrenzschutzes“ durdi „Grenzauf- 
sichtsdienstes“; 

g) in der Überschrift zu § 19, in § 26 
Abs. 1, in der Überschrift zu § 41 und 
in § 41 Abs. 1 und 2 das Wort „Zoll- 
grenzschutz“ durch „Grenz auf sichts- 
dienst“ ; 

h) in § 43 Abs. 1 das Wort „Reichsmini- 
ster“ durch „Bundesminister“; 

i) in § 63 die Worte „der Oberfinanzprä- 
sident“ durch „die Oberfinanzdirek- 
tion“; 


k) in § 61 Abs. 1 Nr. 1 und 2 das Wort 
„Reichsmark" durch „Deutsche Mark“; 

l) in § 66 Abs. 1 das Wort „Reichsmark“ 
durch „Deutsche Mark“; 

m) die Überschrift zu Abschnitt C Ziffer I 
im Ersten Teil vor § 39 (I. Zollbe- 
hörden) durch „I. Zollverwaltung“. 


Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung für Waren, 
die nicht zum Handel oder zur gewerblichen 
Verwendung bestimmt sind, zur Abgeltung 
sämtlicher Eingangsabgaben (Zoll, Umsatz- 
ausgleichsteuer, Verbrauchsteuern) pauscha- 
lierte Abgabensätze festzusetzen, die ange- 
wandt werden, wenn der Zollbeteiligte nicht 
Verzollung und Versteuerung nach den Maß- 
stäben des Zolltarifs und der in Betracht kom- 
menden Steuergesetze beantragt. 


Artikel 3 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß die 
Zollbefreiung nach § 69 Abs. 1 Nr. 31 Buch- 
stabe a des Zollgesetzes für Geschenksendun- 
gen an Empfänger im Land Berlin auch ohne 
Nachweis der Bedürftigkeit des Empfängers 
gewährt wird. 

(2) Die Verordnung über die Zollbehand- 
lung von Geschenksendungen und Liebesga- 
bensendungen aus dem Ausland vom 25. Ja- 
nuar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 277) tritt mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 


Artikel 4 

Die Gesetze der Freien Hansestadt Bremen 
„Änderung des Zollgesetzes“ vom 20. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien Hanse- 
stadt Bremen S. 252) und vom 25. April 1949 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 72) werden aufgehoben. 


Artikel 5 

(1) Es wird eine Kleiderkasse als Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts errichtet, (^le 
den Namen „Zollkleiderkasse“ trägt. 
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(2) Die Zollkleiderkasse hat die Aufgabe, 
die zum Tragen von Dienstkleidung ver- 
pflichteten Beamten der Zollverwaltung (Zoll- 
gesetz § 41 Abs. 2) mit einheitlicher, guter 
und preiswerter Dienstkleidung zu versorgen. 
Sie ist diesem Zweck entsprechend nach kauf- 
männischen Grundsätzen ohne Gewinnabsicht 
zu führen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen übt 
die Dienstaufsicht über die Zollkleiderkasse 
aus. Er wird ermächtigt, die Satzung der Zoll- 
kleiderkasse zu bestimmen und die zur Durch- 
führung erforderlichen Verwaltungsvorschrif- 
ten zu erlassen. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf 
seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 


Begründung 


A. Im allgemeinen 

Schon das Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 
hatte durch eine elastische Gestaltung seiner 
Vorschriften der Zollverwaltung so viel Spiel- 
raum gelassen, daß sie den ungeheuren Um- 
wälzungen des Wirtschafts- und Verkehrs- 
lebens zwischen 1869 und 1939 ohne wesent- 
liche Änderungen des Gesetzes folgen konnte. 
Das geltende Zollgesetz vom 20. März 1939 
ist zur Erleichterung der Anpassung der Zoll- 
vorschriften an Wirtschaft und Verkehr noch 
betonter als Rahmengesetz aufgezogen wor- 
den. Es enthält in knappster Form nur die 
Vorschriften von grundsätzlicher Bedeutung 
und überläßt alle Einzelheiten den Durch- 
führungsbestimmungen (Zollordnungen). 

Dieser Grundsatz erforderte eine umfassende 
Ermäditigung des Reichsministers der Finan- 
zen zum Erlaß von Durchführungsbestim- 
mungen. Neben den sehr weitgehenden Be- 
fugnissen des Reichsministers der Finanzen 
aus §§12 und 13 der Reichsabgabenordnung 
sah das Zollgesetz bei zahlreidien einzelnen 
Bestimmungen Ermächtigungen vor, durch 
die der Reichsminister der Finanzen die 
Möglichkeit erhielt, außerhalb der Gesetz- 
gebung Ausnahmen und Erleichterungen zu 
bestimmen und nähere Einzelheiten zu 
regeln. 


Die §§12 und 13 der Reichsabgabenordnung 
sind durch das Gesetz vom 11. Juli 1953 
(BGBl. I S. 511) aufgehoben worden. Die 
dadurch entstandene Lücke wird zu einem 
Teil durch § 109 des Zollgesetzes in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Zoll- 
gesetzes und der Verbrauchsteuergesetze vom 
23. Mai 1952 (BGBl. I S. 317) ausgefüllt. 
Einige der Im Zollgesetz enthaltenen Ermäch- 
tigungen des Reidisministers der Finanzen 
sind zweifellos auf Grund von Artikel 129 GG 
auf den Bundesminister der Finanzen über- 
gegangen. Bei vielen alten Ermächtigungen 
des Zollgesetzes bestehen aber Zweifel, ob sie 
mit dem Grundgesetz übereinstimmen und 
noch gelten. 

Die Beibehaltung einer umfassenden Ermäch- 
tigung des Bundesministers der Finanzen zum 
Erlaß und zur Änderung der Zollordnungen 
ist zur Wahrung der Zollbelange und zur Be- 
schleunigung der Zollabfertigung unbedingt 
geboten. Das Zollwesen erfordert In besonde- 
rem Maße, daß die der Sicherung des Zoll- 
verkehrs und des Zollaufkommens dienenden 
Verfahrens Vorschriften fortlaufend der stür- 
mischen Entwicklung der Wirtschaft, des Ver- 
kehrs und der Technik angepaßt werden. Die 
Zollverwaltung würde ihrer vollen Einsatz- 
kraft beraubt werden, wenn hierbei jedesmal 
der Weg der Gesetzgebung beschritten werden 
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mülste. Ein solches Verfahren würde auch den 
Gesetzgeber selbst in unerträglicher Weise be- 
lasten. 

Durch die Neufassung der im Zollgesetz ent- 
haltenen Einzelermächtigungen will der Ent- 
wurf diese Ermächtigungen, soweit nicht in 
einigen Fällen aus zwingenden Gründen auf 
sie verzichtet werden muß, ausdrücklich auf 
den Bundesminister der Finanzen übertragen 
und sie den Erfordernissen des Grundgesetzes 
anpassen. 

Außer dieser Umstellung der Ermächtigungen 
sollen die im Zollgesetz noch enthaltenen Be- 
zeichnungen, die sich auf Einrichtungen und 
Behörden des Reichs beziehen, möglichst durch 
neue Bezeichnungen ersetzt werden. Dabei 
mußten die Vorschriften der §§ 1 und 2 des 
Zollgcsetzes über die gebietsmäßigen Auswir- 
kungen der Zollhoheit (Fioheitsgebiet, Zoll- 
gebiet, Zollanschluß, Zollausschluß, Zollin- 
land und Zollausland) unberührt bleiben, weil 
sonst Fragen aufgeworfen würden, die durch 
das Zollgesetz noch nicht geregelt werden kön- 
nen (z. B. die zollrechtliche Stellung der Inter- 
zonengrenze und der unter fremder Verwal- 
tung stehenden Gebiete des deutschen Reichs). 

Bei den übrigen in dem Entwurf vorgesehenen 
Änderungen und Ergänzungen der Zollvor- 
schriften handelt es sich um Anpassungen an 
den gesteigerten Verkehr und an veränderte 
Verhältnisse sowie um die Auswertung von 
Erfahrungen, die sich bei der Anwendung des 
Zollgesetzes in der Praxis ergeben haben. 
Außerdem ist die Liste der Zollbefreiungen 
um einige Punkte erweitert worden, die ins- 
besondere den Reiseverkehr, den internatio- 
nalen Kulturaustausch, Geschenksendungen 
und Liebesgaben betreffen. 


B. Im einzelnen 

ZU ARTIKEL 1 (Änderung des Zollgesetzes) 

Zu Nr. 1 bis 3 (§ 3 Abs. 3 Satz 2, § 4 Abs. 2 
Satz 2 und § 5 Abs. 2) 

Es handelt sich um die Umstellung bestehen- 
der Ermächtigungen des Reichsministers der 
Finanzen auf die heutigen Verhältnisse. 

Zu Nr. 4 (§ 8) 

Die Änderung dient der Klarstellung. Jedes 
Vernichten einer zollhängigen Ware, gleich- 
gültig ob es unter oder ohne Zollaufsicht ge- 


schieht, beendet zwangsläufig die Zollhängig- 
keit der Ware. 

Zu Nr. 5 bis 9 (§ 9 Abs. 3 Satz 2, § 10 
Abs. 2 Satz 2, § 11 Abs. i, § 12 Abs. 2, § 13 
Abs. 1) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. § 12 Abs. 2 Satz 3 ist durch § 109 
Abs. 1 Nr. 2 überholt. 

Zu Nr. 10 (§ 14) 

§ 14 Abs. 3 in der bisherigen Fassung ver- 
bietet für eingehende Schiffe den Verkehr mit 
dem Land und mit anderen Fahrzeugen. § 9 
Abs. 1 der Seehafen-Zollordnung vom 3. No- 
vember 1937 (Reichsministerialblatt S. 651) 
dehnt das Verkehrsverbot auch auf ausgehende 
Schiffe aus. Die Rechtsgrundlage für diese 
Erweiterung war § 12 der Reichsabgaben- 
ordnung. Da diese Vorschrift nicht mehr be- 
steht, soll die vorgesehene Ergänzung das zur 
Zollüberwachung erforderliche Verkehrsverbot 
bei ausgehenden Schiffen anordnen. 

Zu Nr. 11 (§ 16) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 12 (§ 21) 

Buchstabe a 

Das Zollgesetz in seiner bisherigen Fassung 
gibt den Grenzaufsichtsbeamten nicht aus- 
drücklich das Recht, von den im Zollgrenz- 
bezirk angetroffenen Personen das Vorzeigen 
eines Personalausweises zu verlangen. Eine 
solche Befugnis ist aber notwendig und zweck- 
mäßig. Aus dem Fehlen dieser Befugnis ha- 
ben sich in der zurückliegenden Zeit oft 
Schwierigkeiten ergeben. Die Feststellung der 
Personalien, die nur zur Prüfung des zoll- 
redlichen Besitzes mitgeführter Waren erfor- 
derlich wird, erleichtert dem Grenzaufsichts- 
beamten eine schnelle Entscheidung und 
ermöglicht es, von den für die Angehaltenen 
schwerwiegenden anderen Maßnahmen (Mit- 
nahme zum Zollamt, Festnahme, Überholung, 
Durchsuchung usw.) gegebenenfalls abzusehen. 
Die Feststellung der Personalien bedeutet in- 
soweit für die angehaltene Person und für den 
Aufsichtsbeamten eine wesentliche Erleichte- 
rung. Durch die vorgesehene Ergänzung des 
§ 21 soll deshalb im Zollgrenzbezirk den 
Grenzaufsichtsbeamten die Möglichkeit gege- 
ben werden, die Personalien einer angehalte- 
nen Person festzustellen. 
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Buchstabe b 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 13 (§ 23) und Nr. 18 (§ 31) 

Buchstabe a 

In Deutschland unterliegt der Schiffsbedarfs- 
handel an der Küste schon seit langem der 
zollamtlichen Überwachung. Es bestehen eine 
Reihe von Vorschriften, die die Lieferung 
und den Bezug von Schiffsbedarf regeln (§ 30 
der Seehafen-Zollordnung, § 51 der Allge- 
meinen Zollordnung vom 21. März 1939 — 
Reichsministerialblatt S. 313 — , § 36 der Zoll- 
lager-Ordnung vom 24. März 1939 — Reichs- 
ministerialblatt S. 557 — und Runderlaß 
Außenwirtschaft Nr. 104/52 — Bundesanzei- 
ger 1952 Nr, 190 S. 1). Diese Regelungen 
beruhten auf § 31 des Zollgesetzes, § 12 der 
Reichsabgabenordnung und auf den Devlsen- 
Bewirtschaftungsvorschriften (Gesetz der Mi- 
litärregierung Nr. 53). Von diesen Ermächti- 
gungsvorschriften besteht § 12 der Reichs- 
abgabenordnung seit dem 17. Juli 1953 nicht 
mehr. Mit einer längeren Geltung des Gesetzes 
der Militärregierung Nr. 53 kann auch nicht 
gerechnet werden. § 31 des Zollgesetzes gilt 
aber nur für die Freihäfen, so daß es für die 
Regelung In den anderen Häfen Im Zoll- 
grenzbezirk an einer Ermächtigungsvorschrift 
fehlt. 

Durch die vorgesehene Ergänzung der §§ 23 
und 31 des Zollgesetzes wird hinsichtlldi des 
Handels mit abgabenfreiem Schiffsbedarf für 
die Freihäfen und für die übrigen Häfen Im 
Zollgrenzbezirk eine gleiche Rechtslage ge- 
schaffen. Diese Ergänzung erleichtert auch die 
Durchführung einer Empfehlung des Rates für 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens In Brüssel an seine Mitgliedsstaaten 
vom 23. Juni 1954. Nach dieser Empfehlung 
sollen zur Verhütung des Schmuggels abgaben- 
freie Spirituosen und Tabakwaren nur unter 
Zollkontrolle und nur in begrenzten Mengen 
als Schiffsbedarf an Bord von Schiffen ge- 
bracht werden. 

Buchstaben b und c 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 14 (§ 24) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 


Zu Nr. 15 (§ 26) 

Buchstaben a und b 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Buchstabe c 

Die Regelung zu Nr. 12 für den Zollgrenz- 
bezirk erfordert eine entsprechende Regelung 
für den sogenannten erweiterten Zollgrenz- 
bezirk (Gebiete, die der verschärften Über- 
wachung durdi den Grenzaufsichtsdienst un- 
terliegen). 

Zu Nr. 16 (§ 29) 

Durch die Ergänzung sollen im Freihafen alle 
Behandlungen von Waren zugelassen werden, 
die auch während der Lagerung von Zollgut 
Im Zollinland gestattet sind. 

Zu Nr. 17 {§ 30) 

Buchstabe a 

Das Abwracken von Schiffen wird durdiweg 
von Schiffswerften ausgeführt. Es handelt sich 
dabei ähnlich wie beim Schiffbau um eine 
Tätigkeit, die sich ohne weiteres mit dem We- 
sen eines Freihafens vereinbaren läßt. Die Zu- 
lassung des Abwrackens von Schiffen im Frei- 
hafen ohne die Beschränkung des § 30 Abs. 1 
Satz 2 des Zollgesetzes ist danach angebracht. 

Buchstabe b 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 18 (§ 31) 

Die Ergänzung des § 31 Abs. 3 dient lediglich 
der Klarstellung und der Schaffung einer für 
den Schiffsbedarfshandel in den Freihäfen und 
in den Seezollhäfen gleichen Rechtslage (vgl. 
die Ausführungen zu Nr. 13). Der Bundes- 
minister der Finanzen konnte dem Schiffs- 
bedarfshandel In den Freihäfen schon bisher 
auf Grund von §§ 31 und 109 Abs. 1 Nr. 4 
des Zollgesetzes Beschränkungen auferlegen. 

Zu Nr. 19 bis 21 (§ 34, § 36 Abs. 1 und § 38) 
Es gelten die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3. 

Zu Nr. 22 (§ 39) 

Die Änderungen ergeben sich aus dem heu- 
tigen Behördenaufbau der Zollverwaltung und 
der Änderung der staatsrechtlichen Verhält- 
nisse. 
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Zu Nr. 23 (§ 40) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 24 (§ 51) 

Bei wertzollbaren Waren ist für die Zollerhe- 
bung die Feststellung des Zollwerts erforder- 
lich. Dabei ist, wenn der Rechnungspreis nicht 
zugrunde gelegt werden kann, der Normal- 
preis der Ware zu ermitteln. Das wird bei 
Strandgut, das nach der Bergung öffentlich 
versteigert wird, oft auf Schwierigkeiten 
stoßen. Zur Vereinfachung der Zollabferti- 
gung soll in solchen Fällen von dem Verstei- 
gerungserlös ausgegangen werden, gleichgültig, 
ob das Strandgut beschädigt ist oder nicht. 

Zu Nr. 25 (§ 58 Abs. 1) 

Nach der Vorbemerkung 17 zum früheren 
Warenverzeichnis bestand für Erzeugnisse, 
die während eines bestimmten Zeitraumes im 
Jahr einem ermäßigten Eingangszoll (Saison- 
zoll) unterlagen, eine Ausnahme von der 
Regel des ^ 58 des Zollgesetzes, Eine der 
Vorbemerkung 17 entspredaende Vorsdarlft 
fehlt im neuen Zolltarifrecht, so daß jetzt 
bei solchen Erzeugnissen ausschließlich nach 
5 58 verfahren werden müßte. Da die 
Gründe, die seinerzeit zu der Sonderregelung 
der Vorbemerkung 17 geführt haben (Ge- 
fahr einer Überlastung der Grenzzollstellen 
vor saisonmäßigen Zollsatzerhöhungen), in 
vollem Umfang heute noch bestehen, bedarf 
der ^58 der in dem Entwurf vorgesehenen 
Ergänzung. 

Zu Nr. 26 bis 28 (§ 61 Abs. 2, § 62 Abs. 6 
und § 64 Satz 2) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 29 (§ 65) 

Buchstabe a 

Durch die Neufassung des Absatzes 1 soll 
klargestellt werden, daß hierdurch für Zölle 
lediglich eine kürzere Aufschuhfrist vorge- 
schrieben, im übrigen aber die im § 129 der 
Reichs abgabenordnung festgelegte Rechts- 
natur des Zahlungsaufschubs nidit geändert 
werden soll. 

Buchstabe b 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 


Zu Nr. 30 (§ 66 Abs, 2) 

Die Neufassung dient der Vereinfachung. 

Zu Nr. 31 (§ 67 Abs. 2 Satz 1) 

Die Zollschuldüberweisung ist nur dann ge- 
rechtfertigt, wenn die nach dem in der Bun- 
desrepublik geltenden Zolltarif entstandene 
Zollschuld auch bei einer Bundeszollstelle 
entrichtet wird. Das soll durch die Änderung 
ausdrücklich vorgeschrieben werden. Die Er- 
höhung des Mindestbetrages auf 200 DM 
dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 32 {§ 68 Abs. 2) und Nr. 33 (§ 69 
Abs. 1) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

Zu Nr. 34 (§ 69 Abs. 1 Nr. 10) 

Die Änderung ergibt sich aus den veränder- 
ten staatsrechtlichen Verhältnissen. 

Zu Nr. 35 (§ 69 Abs. 1 Nr. 15) und Nr. 40 
(§ 69 Abs. 1 Nr. 31) 

Die Verordnung der Bundesregierung über 
die Zollbehandlung von Geschenksendungen 
und Liebesgabensendungen aus dem Aus- 
land vom 25. Januar 1951 (BGBl. I S. 277) 
bedarf der Neufassung, da sie in verschiede- 
ner Fiinsicht überholt ist. Die in § 69 des 
Zollgesetzes aufgeführten Zollbefreiungen 
reichen als Rechtsgrundlage für die vorge- 
sehene Neuregelung nicht aus. Insbesondere 
ist in § 69 Abs. 1 Nr. 31 a. a. O. in der alten 
Fassung der Kreis der begünstigten Perso- 
nen und Waren zu eng gezogen. Die Siche- 
rung der Zollbelange verlangt außerdem, daß 
die Zollbefreiung für Geschenk- und Liebes- 
gabensendungen endgültig erst wirksam 
wird, wenn die Waren im Haushalt des 
Empfängers tatsächlich verwendet werden. 
Die Schaffung einer neuen gesetzlichen 
Grundlage für die Zollbefreiung der Ge- 
schenk- und Liebesgabensendungen ist hier- 
nach erforderlich. 

§ 69 Abs. 1 Nr. 15 soll die Grundlage für 
die Zollbefreiung der Liebesgaben und Nr. 31 
die Grundlage für die Zollbefreiung der Ge- 
schenksendungen bilden. Bei Geschenksen- 
dungen handelt es sich um Sendungen, die 
von einzelnen bestimmten Spendern an 
namentlich bezeichnete Empfänger gerichtet 
sind. Liebesgaben sind Gaben ungenannter 
Spender, die durch Wohlfahrtsorganisationen 
an Bedürftige verteilt werden. 
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Die Regelun^:> der näheren Einzelheiten soll 
den Durchführungsbestimmungen überlassen 
bleiben. 

Zu Nr. 36 (§ 69 Abs. 1 Nr. 17) 

Gedruckte Bücher, Zeitschriften und Noten 
sind nach Tarifnr. 49 01, 49 02 und 49 04 
zollfrei. Sic unterliegen bei der Einfuhr aber 
einer Umsatzausgleichsteuer von 4 vom Hun- 
dert ihres Wertes. Um zu erreichen, daß kei- 
nerlei Eingangsabgaben zu entrichten sind, 
wenn Bücher, Zeitschriften und Noten zu be- 
stimmten literarischen oder wissenschaft- 
lichen Zwecken unentgeltlich aus dem Aus- 
land eingehen, bedarf es der vorgesehenen 
Ergänzung der Liste der Zollbefreiungen. 
Nach § 4 Nr. 1 Buclistabe a des Umsatz- 
steuergesetzes hat die Aufnahme der Bücher 
usw. in die Liste der Zollbefreiunigen die 
Ausgleichsteuerbefreiung zur Folge. 

Die näheren Einzelheiten werden die Durch- 
führungsbestimmungen regeln. 

Zu Nr. 37 (§ 69 Abs. 1 Nr. 24 a) 

Auch hier soll durch die Aufnahme der nadi 
dem Zolltarif bereits zollfreien Waren in die 
Liste der Zollbefreiungen die Befreiung von 
der Umsatzausgleichsteuer erreicht werden. 
Der Verzicht auf die Erhebung von Einfuhr- 
abgaben bei der Einfuhr der bezeidineten 
Waren erscheint vertretbar. 

Zu Nr. 38 (§ 69 Abs. 1 Nr. 24 b) 

Die Aufnahme dieser zollfreien Geldstücke 
und Papiere in die Liste der Zollbefreiungen 
wird aus dem gleichen Grund wie bei Nr. 36 
und 37 erforderlich. An der Erhebung be- 
steht weder ein wirtsdiaftliches noch ein fis- 
kalisches Interesse. 

Zu Nr. 39 (§ 69 Abs. 1 Nr. 25) 

Das geltende Zollrecht läßt von Reisenden 
mitgebrachte Andenken und Geschenke nicht 
zollfrei. Es liegt im Zuge der heutigen Be- 
strebungen auf Beschleunigung und Verein- 
fachung der Zollabfertigung von Reisenden, 
geringwertige Reisegeschenke und Reise- 
ander.ken von der Verzollung auszunehmen. 
Der Entwurf dehnt deshalb die bisher nur 
für Reisebedarf vorgesehene Zollbefreiung 
audi auf Reiseandenken und Reisegeschenke 
aus, wobei auch die Reisegeschenke der Be- 
schaffenheit von Andenken entsprechen sol- 


len. Einer unberechtigten Ausnutzung der 
Zollbefreiung wird durch die Wertgrenze 
von 50 DM vorgebeugt. Nahrungs- und Ge- 
nußmittel müssen zur Verhinderung von 
Mißbräuchen von der Vergünstigung ausge- 
schlossen bleiben. 

Zu Nr. 40 (§ 69 Abs. 1 Nr. 31) 

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 35 
(5 69 Abs. 1 Nr. 15) hingewiesen. 

Zu Nr. 41 <§ 69 Abs. 1 Nr. 36) 

Die praktischen Erfahrungen mit der bis- 
her geltenden Fassung lassen eine Neufassung 
dieser Vorschrift angezeigt erscheinen. Da- 
bei soll in das Gesetz nur der allgemeine 
Grundsatz der Zollbefreiung von Umschlie- 
ßungen aufgenommen werden. Alle näheren 
Einzelheiten sollen durch die Durchführungs- 
bestimmungen geregelt werden, damit das 
Gesetz frei von diesen Einzelheiten bleiben 
kann und die hier besonders notwendige 
elastische Anpassung der Bestimmungen an 
die Erfordernisse der Wirtschaft und der 
Zollverwaltung erleichtert wird. 

Die Erweiterung der gesetzlichen Zollbefrei- 
ung für Umschließungen erfordert die Mög- 
lichkeit, wie bisher (z. B. § 4 der Tara-Ord- 
nung) zur Verhinderung von Mißbräuchen 
bestimmte Umschließungen von der Zollbe- 
freiung auszuschließen. (Z. B. Umschlie- 
ßungen, deren Wert im Verhältnis zu dem 
Wert der in ihnen enthaltenen Waren beson- 
ders hoch ist; Umschließungen, die nur 
unvollkommen oder unregelmäßig gefüllt 
sind; Umschließungen, die dadurch im Zoll- 
gebiet leer geworden sind, daß die zugehöri- 
gen Waren ohne entsprechende Umschlie- 
ßungen wieder in das Zollausland zurückge- 
bracht werden). Dies soll durch den Zusatz 
„soweit nicht unangemessene Zollvorteile 
entstehen“ erreicht werden. Die Fälle, in 
denen unangemessene Zollvorteile vorliegen, 
werden in den Durchführungsbestimmungen 
näher ibezeichnet werden. 

Zu Nr. 42 (5 69 Abs. 1 Nr. 37) 

Die Ergänzung soll klarstellen, daß Kränze 
und Blumen bei dieser Zollbefreiung gleich- 
gestellt sein sollen. Außerdem mußte die bis- 
her in § 138 Abs. 4 der Adlgcmeinen Zoll- 
ordnung geregelte Zollbefreiung nach heu- 
tiger Auffassung in das Gesetz übernommen 
werden. 
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Zu Nr. 43 (§ 69 Abs. 2) 

Die Vorschrift dient der Anpassung der in 
§ 69 enthaltenen Ermächtiigungen an das 
Grundgesetz. 

Zu Nr. 44 (§ 70) 

Die bisherige allgemeine Ermächtigung des 
§70 ist mit dem Grundgesetz nicht zu ver- 
einbaren. Die Befreiungen vom Ausfuhrzoll 
mußten deshalb in ihren wesentlichen Grund- 
zügen aus § 149 der Allgemeinen Zollord- 
nung in das Gesetz übernommen werden. 
Dabei mußten sie um die Nr. 2 und 7 ver- 
mehrt werden. Die Nr. 2 ergibt sich aus der 
Einführung des Vorgriffs (§ 69 Abs. 1 Nr. 43 
Zollgesetz) durch das Dritte Zolländerungs- 
gesetz. Die Zollbefreiung Nr. 7 ist zur 
Durchführung von internationalen Verein- 
barungen notwendig geworden. 

In Absatz 2 der Neufassung des § 70 sind 
den heutigen Grundsätzen entsprechende Er- 
mächtigungen aufgenommen worden, dam*it 
das Gesetz von Einzelheiten freibleiben kann. 

Zu Nr. 45 (§ 74 Abs. 2) 

Es unterlag bisher sdion keinem Zweifel, daß 
die Zollstellen Zollanträge ablehnen mußten, 
wenn ein Einfuhr- oder Ausfuhrveribot der 
beantragten Zollabfertigung entgegenstand, 
obwohl das Zollgesetz dies nicht ausdrücklidi 
erwähnt. Ebenso kann eine Zollstclle eine 
Ware nicht abfertigen, wenn die zollrecht- 
lichen Voraussetzungen des beantragten 
Zollverkchrs nicht vorliegen (z. B. die Bewil- 
ligung eines Zollveredelungsverkehrs bei der 
Abfertigung zur Zollveredelung oder die 
Merkmale des § 16 Abs. 5 des Zollgcsetzes 
bei der Abfertigung zur Zollverwendung). 
Zur Klarstellung soll dies durch Satz 1 der 
Neufassung besonders zum Ausdruck ge- 
bracht werden. 

Eine Neuerung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage bringt der letzte Satz der Neu- 
fassung. 

Nach der jetzigen Rechtslage müssen die Zoll- 
stellen Zollanträgen auf Abfertigung einer 
Ware zum freien Verkehr entsprechen, wenn 
die Vorschriften über die sachliche Zustän- 
digkeit, den Amtsplatz und die Amtsstun- 
den beachtet werden und 'der Darlegungs- 
pflicht genügt wird (§ 74 Abs. 2, § 78 Abs. 4 
Zollgesetz). Dies kann bei Grenzzollstellen 
zu untragbaren Verhältnissen führen, wenn 
die Zahl der begehrten Abfertigungen zum 


freien Verkehr die Leistungsfähigkeit der 
Grenzzollstellen nicht nur vorübergehend 
weit übersteigt. 

Die Verwaltung versucht, Verkehrssteigerun- 
gen durch eine entsprechende Ausstattung 
der Zollstellen mit Personal und mit tech- 
nischen Hilfsmitteln, durch Erweiterungs- 
bauten usw. Rechnung zu tragen. Es gibt je- 
doch Grenzzollstellen, bei denen solche Maß- 
nahmen nach den örtlichen Verhältnissen 
überhaupt nicht oder erst auf längere Sicht 
getroffen werden können. Außerdem muß 
von derartigen Maßnahmen oft deshalb ab- 
gesehen werden, weil mit einem erhöhten 
Verkehr bei der betreffenden Grenzzollstelle 
nicht auf eine so lange Zeitdauer gerechnet 
werden kann, daß der Einsatz erheblicher 
Haushaltsmittel für Bauten, Straßenerweite- 
rungen usw. verantwortet werden konnte. 
Für solche Fälle nauß die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, zur Flüssighaltung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs die schwie- 
rige und zeitraubende Zollabfertigung zum 
freien Verkehr von der betreffenden Grenz- 
zollstelle auf eine andere Grenzzollstelle oder 
auf eine Binnenzollstelle umzulenken. Nach 
dem Entwurf soll deshalb die Oberfinanz- 
direktion in Fällen der bezeichneten Art eine 
Einschränkung der Abfertigungen zum freien 
Verkehr bei bestimmten Zollstellen anord- 
nen können. Das wird zur Folge haben, daß 
die Zollbeteiligten die Überweisung der 
bei diesen Zollstellen eingehenden Waren 
auf eine andere Zollstelle im Zollanweisungs- 
vertahren beantragen müssen, wenn sie nicht 
den Eingang über eine andere Grenzzollstelle 
vorziehen. Die Beschränkung der Ermächti- 
gung auf die Oberfinanzdirektion verhin- 
dert, daß die Hauptzollämter und Zollämter 
schon bei einer kurzen Überlastung Abferti- 
gungen zum freien Verkehr ablehnen. Die 
Oberfinanzdirektion wird außerdem dafür 
zu sorgen haben, daß die beteiligten Wirt- 
sdiaftskreise rechtzeitig davon Kenntnis er- 
halten, bei welchen Grenzübergängen nicht 
mit einer Abfertigung zum freien Verkehr 
gerechnet werden kann. 

Zu Nr. 46 bis 48 (§ 75 Abs. 1 Satz 1, § 76 
Abs. 4 und § 77) ' 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 49 {§ 80 Abs. 2 und 3) 

Die schriftliche Zollanmeldung soll nicht 
mehr in allen Fällen gesetzliche Vorausset- 



zung für die probeweise Zollbeschau sein. 
§186 Abs. 5 der Allgemeinen Zollordnung 
hat auch bisher schon für den Reiseverkehr 
darauf verzichtet. Diese Vorschrift bedarf 
nach der Aufhebung des § 12 der Reichsab- 
gabenordnung der gesetzlichen Grundlage, 
die durch die vorgesehene Änderung des 
§ 80 Abs. 2 geschaffen werden soll. Soweit 
auch künftig schriftliche Zollanmeldung Vor- 
aussetzunig für die probeweise Zollbeschau 
sein soll, wird dies durch die Zollordnungen 
vorgeschrieben werden können. 

Der in § 80 Abs. 2 neu eingefügte letzte Satz 
ist erforderlich, um die sich aus § 204 der 
B eichsabgabenordnung ergebende amtliche 
Ermittlungspflicht der Zollstellen mit dem 
Wesen einer probeweisen Ermittlung und den 
Erfordernissen der Praxis in Einklang zu 
bringen. Der Entwurf will eine gesetzliche 
Vermutung dafür aufstellen, daß eine ange- 
meldete Ware eine gleichmäßige Beschaffen- 
heit hat. Selbstverständlich hat die Zollstelle 
gegenteilige Angaben des Zollbeteiligten zu 
prüfen und zu würdigen. 

Die Neufassung des Absatzes 3 soll den Ver- 
kehrsbedürfnissen entsprechend den Zoll- 
stellen bei der Ermittlung der Warenmenge 
eine größere Bewegungsfreiheit geben und 
ihnen ermöglichen, auch dann schon von einer 
Verwiegung usw. abzusehen, wenn dies mit 
Schwierigkeiten oder Nachteilen für die Ware 
verbunden ist. 

Zu Nr. 50 (§ 86) 

In bestimmten Fällen können die Zollstellen 
das Zollgut auch schon vor der Entrichtung 
des Zolls dem Zollbeteiligten überlassen (§ 218 
Abs. 5 AZO). Die Ergänzung des § 86 Abs. 2 
soll die nach der Aufhebung des § 12 der 
Reichsabgabenordnung fehlende gesetzliche 
Grundlage hierfür schaffen. 

Zu Nr, 51 und 52 (§ 89 Abs. 2 Satz 3 und 
§ 92) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 53 (§ 100) 

Zollveredelung und Zollverwendung unter 
Zollbewachung oder Zollraumverschluß kom- 
men heute so selten vor, daß es nicht zweck- 
mäßig ist, hierüber Verfahrensvorschriften 
in das Gesetz aufzunehmen. Der Entwurf will 
deshalb wie bisher die Regelung der Einzel- 


heiten des anzuwendenden Zollverfahrens dem 
Bundesminister der Finanzen überlassen. 

Zu Nr. 54 (§ 101) 

Die Ausführungen zu Nr. 1 bis 3 gelten ent- 
sprechend. 

Zu Nr. 55 (Überschriften) und Nr. 56 (§ 105 
Abs. 1) 

Die vorgesehene Ergänzung des § 105 erwei- 
tert die Möglichkeit, Waren in einem Hilfs- 
zc)llverfahren abzufertigen. Das Zollgesetz in 
seiner bisherigen Fassung sieht als Hilfszoll- 
verfahren nur die Abfertigung von Freigut 
zum Zwischenauslands verkehr (§ 104) und die 
Abfertigung von Freigut zum Zollverkehr 
(§ 105) vor. Zur Erfüllung von internationa- 
len Verpflichtungen ist es notwendig geworden, 
auch in anderen Fällen Freigut einer zollamt- 
lichen Abfertigung zu unterziehen, bei der das 
Freigut weder in den Zwischenauslandsver- 
kehr noch in den Zollverkehr übergehen soll 
(z. B. Abfertigung von Freigut auf Zoll- 
begleitscheinheft bei einer deutschen Abgangs- 
zollstelle — § 9 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung 
über das Zollverfahren im internationalen 
Straßengüterverkehr vom 21. Juli 1956 — 
BGBl. I S. 689). Um in solchen Fällen die 
Vorschriften des Zollgesetzes über Gestellung, 
Anmeldung, Darlegung und Abfertigung von 
Zollgut entsprechend anwenden zu können, 
bedarf der § 105 der vorgesehenen Ergänzung. 

Zu Nr. 57 (§ 106) 

Es wird im allgemeinen Aufgabe des Gesetz- 
gebers sein, die Einfuhr, Ausfuhr oder Durch- 
fuhr von Waren zu verbieten oder einzu- 
schränken. Aber schon § 2 des Vereinszoll- 
gesetzes vom 1. Juli 1869 sah vor, daß solche 
Verbote und Beschränkungen zeitweise auch 
im Verordnungswege erlassen werden konn- 
ten, wenn bestimmte Gründe (Eintritt außer- 
gewöhnlicher Umstände, Abwehr gefährlicher 
Krankheiten oder sonstige gesundheits- oder 
sicherheitspolizeiliche Gründe) Vorlagen. § 106 
des Zollgesetzes übernahm 1939 diese Ermäch- 
tigung, dehnte sie aber ohne zeitliche Begren- 
zung auf alle Verbote und Beschränkungen, 
also auch wirtschaftlicher Art, aus. 

Eine solche Ermächtigung ist auch heute noch 
erforderlich. Es kann unter . Umständen ein 
so dringendes Bedürfnis für ein Einfuhr-, 
Ausfuhr- oder Durchfuhrverbot entstehen, daß 
das Abwarten einer gesetzlichen Regelung zu 
schweren Schäden der Allgemeinheit führen 
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würde. Die Neufassung will der heutigen 
Reditsauffassung entsprechend die Ermächti- 
gung auf bestimmte Gründe gesundheits- oder 
sicherheitspolizeilicher Art beschränken und 
sie nur für vorübergehende Verbote und Be- 
schränkungen gelten lassen. Das große Gebiet 
der Einfuhr- und Ausfuhrverbote aus wirt- 
schaftlichen Gründen wird danach nicht mehr 
hierunter fallen. 

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes hierüber 
ergibt sich aus Artikel 73 Nr. 5 und Artikel 
74 Nr. 17, 19 und 20 des Grundgesetzes. 

Zu Nr. 58 (§ 109 Abs. 1) 

Die vom Reichsminister der Finanzen erlasse- 
nen Zollordnungen enthalten noch Bestim- 
mungen, die auf Grund von früheren, heute 
nicht mehr bestehenden gesetzlichen Ermäch- 
tigungen erlassen worden sind. Diese Bestim- 
mungen der Zollordnungen gelten zwar auf 
Grund von Artikel 123 des Grundgesetzes 
fort. Sie könnten aber heute mangels gesetz- 
licher Ermächtigung nicht mehr erlassen wer- 
den. Ebenso können sie nicht geändert wer- 
den. Es wird die Auffassung vertreten, daß 
der Bundesminister der Finanzen auch zu ihrer 
Aufhebung nicht ermächtigt ist, so daß es dazu 
eines Gesetzes bedürfte. Durch die Erweiterung 
des § 109 soll die Befugnis des Bundesmini- 
sters der Finanzen zur Aufhebung solcher Vor- 
schriften ausdrücklich festgestellt werden. 

Zu Nr. 59 (Verschiedene Paragraphen) 

Es handelt sich um die Umstellung der im 
Zollgesetz noch enthaltenen früheren Bezeich- 
nungen von Einrichtungen und Behörden auf 
die heutigen Verhältnisse. An einzelnen Stel- 
len Ist die Umstellung unterblieben, weil we- 
gen der Anwendung dieser Gesetzesstellen 
noch weitere Untersuchungen erforderlich sind 
oder die weitere EntwiAlung der Verhält- 
nisse abgewartet werden muß (z. B. § 1, § 2, 
§ 18 Abs. 3 und 7, § 20, § 29 Abs. 2, § 43, 
§ 44). 

ZU ARTIKEL 2 (Pauschalierung von Ein- 
gangsabgaben) 

Durch Artikel 2 der Zollgesetz-Novelle von 
1952 wird der Bundesminister der Finanzen 
ermächtigt, für die Verzollung von Reise- 
bedarf uncl Schiffsbedarf zur Abgeltung aller 
Eingangsabgaben pauschalierte Abgabensätze 
festzusetzen. Es soll dadurch das umständliche 
Feststellen der verschiedenen Eingangsabgaben 


(Zoll, Umsatzausgleichsteuer und Verbrauch- 
steuer) für geringe, nicht zum Flandel be- 
stimmte Warenmengen erspart werden. 

Das Verfahren hat sich in der Praxis außer- 
ordentlich bewährt und wesentlich zur Ver- 
einfachung und Beschleunigung der Zollabfer- 
tigung im Reiseverkehr beigetragen. Das Auf- 
kommen an Eingangsabgaben ist dadurch nicht 
zurückgegangen. Es besteht das Bedürfnis, die 
Ermächtigung auf alle Waren auszudehnen, 
die nicht zum Handel oder zur gewerblichen 
Verwendung eingehen, damit das vereinfachte 
Verfahren auch auf weitere Fälle (z. B. Im 
Postverkehr) ohne Inanspruchnahme des Ge- 
setzgebers angewandt werden kann. 

ZU ARTIKEL 3 (Geschenksendungen für Ber- 
liner Empfänger und Außerkrafttreten der 
Verordnung) 

Die Besonderheit der Lage Berlins läßt es an- 
gezeigt erscheinen, für Geschenksendungen an 
Empfänger in Berlin die Zollbefreiung nach 
§ 69 Abs. 1 Nr. 31 Buchstabe a des Zollgeset- 
zes (vgl. Artikel 1 Nr. 40 dieses Entwurfs) 
auch ohne den sonst erforderlichen Nachweis 
der Bedürftigkeit bis auf weiteres zu gewäh- 
ren. Dazu soll Absatz 1 die Ermächtigung 
geben. 

Die Zollbefreiung für Geschenksendungen und 
Liebesgabensendungen war bisher durch die In 
Absatz 2 genannte Verordnung geregelt. Mit 
dem Inkrafttreten der Neuregelung (Artikel 1 
Nr. 35 und 40 dieses Entwurfs) wird die Ver- 
ordnung überflüssig. Da Zweifel bestehen, ob 
der Bundesminister der Finanzen zur Auf- 
hebung der von der Bundesregierung erlasse- 
nen Verordnung befugt ist, soll unmittelbar 
durch dieses Gesetz das Außerkrafttreten der 
Verordnung angeordnet werden. 

ZU ARTIKEL 4 (Aufhebung bremischer 
Gesetze) 

Bei der Errichtung des Freibezirks Bremen im 
Jahre 1888 und bei der Umwandlung dieses 
Freibezirks in einen Zollausschluß im Jahre 
1902 ist ausdrücklich bestimmt worden, daß 
private industrielle Betriebe mit Ausnahme 
von Betrieben für die Ausrüstung und Repa- 
ratur von Schiffen In diesem Gebiet nicht zu- 
gelassen werden. Auch das Zollgesetz von 1939 
hält diesen Grundsatz allgemein aufrecht und 
läßt nur die für den alten Freihafen Hamburg 
geltenden Sonderrechte bestehen (§§ 29 und 
30). 
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An dieser Auffassung muß auch heute fest- 
gehalten werden. Freihäfen sollen die Lage- 
rung und den Umschlag von Auslandswarcn 
ohne Zollerhebung und Zollförmlichkeiten 
ermöglichen. Dem Wesen des Freihafens wider- 
spricht cs, daß in ihm gewerbliche Betriebe ge- 
führt werden (vgl. Begründung zu § 30 des 
Zollgesetzes). Die Einheitlichkeit des Handcls- 
gebiets könnte empfindlich gestört werden, 
wenn es in den Freihäfen zu einer Anhäufung 
von Industriebetrieben käme. Die historisch 
bedingte Sonderstellung des alten Freihafens 
Hamburg muß hierbei unberücksichtigt blei- 
ben. 

Mit dieser Auffassung lassen sich die bre- 
mischen Änderungsgesetze zum Zollgesetz 
vom 20. Dezember 1948 und vom 25, April 
1949, durch die Bremen die Gleichstelliung 
seiner Freihäfen mit dem alten Freihafen 
Hamburg erreidien wollte, nicht vereinbaren. 
Im übrigen wird auch die Rechtsgültigkeit 
der beiden bremischen Gesetze in sachlidier 
und formeller Hinsicht bestritten. Die aus- 
drückliche Aufhebung der beiden Gesetze 
durch ein Bundestgesetz erscheint zur Herbei- 
führung eines klaren Rechtszustandes gebo- 
ten. Das ausschließliche Gesetzgebungsrecht 
des Bundes für diese Angelegenheit ergibt 
sich aus Artikel 73 Nr. 5 und Artikel 105 
Abs. 1 des Grundgesetzes. 

Den berechtigten Bedürfnissen der in den 
bremischen Freihäfen vorhandenen Betriebe 
wird im Verordnungs- oder Verwaltungs- 
wege Redinung getragen werden. Die dazu 
noch erforderlichen gesetzlichen Grundlagen 
werden durch die in dieser Novelle vorge- 
nommenen Änderungen des § 16 Äbs. 3 (Ar- 
tikel 1 Nr. 11 dieses Entwurfs) und des § 29 


Abs. 1 (Artikel 1 Nr. 16 dieses Entwurfs) ge- 
schaffen. 

ZU ARTIKEL 5 (Errichtung einer Zoll- 
klei derkas, sc) 

Die im Grenzaufsichtsdienst und im Zoll- 
abfertigungsdienst tätigen Zollbeamten sind 
zum Tragen von Dienstkleidung verpflichtet 
(vgl. § 41 Abs. 2 Zollgcsetz). Es hat sich in 
jahrzehntelanger Praxis der Rcichsfinanzver- 
waltung und der Bundeszollverwaltung her- 
ausgestellt, daß die Belieferung der Zoll- 
beamten mit einheitlicher, guter und preis- 
werter Dienstkleidung am besten und zweck- 
mäßigsten durch die Errichtung einer zen- 
tralen Kleiderkasse sichergestellt wird. Ar- 
tikel 5 des Entwurfs soll die nach Artikel 87 
des Grundgesetzes erforderliche gesetzliche 
Grundlage für die Errichtung der Zoll- 
kleiderkasse schaffen. Die Regelung der Ein- 
zelheiten soll den vom Bundesminister der 
Finanzen zu erlassenden Verwaltungsvor- 
sdiriften überlassen werden. 

ZU ARTIKEL 6 (Geltung in Berlin) 

LOa Berlin zum Zollsystem des Bundes ge- 
hört, müssen die das Zollgesetz ändernden 
Gesetze auch in Berlin igelten. Das gleiche gilt 
für die zu erlassenden Rechts Verordnungen. 

ZU ARTIKEL 7 (Geltung Im Saarland) 

Das Saarland gehört während der Über- 
gangszeit zum französischen Zollsystem. Die 
das deutsche Zollgcsetz ändernden Gesetze 
können deshalb noch nicht auf das Saarland 
erstreckt werden. 
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